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Terminhinweise

Wiederholung
Mittwoch, 10. August, 15 Uhr,

Piazza der E.on Energie, Brienner Straße 40

Bürgermeisterin Dr. Gertraud Burkert stellt die Lilalu-Zirkusworkshops des
Stadtjugendamtes in den Sommerferien vor. Jeweils eine Woche lang kön-
nen Kinder und Jugendliche auf dem Tollwoodgelände im Olympiapark-Süd
alles rund um Zirkus, Theater, Tanz oder Musik erlernen. Lilalu findet vom
18. August bis 4. September täglich statt. Insgesamt gibt es 700 Work-
shopplätze für zirkusbegeisterte Kinder und Jugendliche von sechs bis
17 Jahren in 36 Bereichen wie Akrobatik, Clownerie oder Seiltanz. Beim
Pressetermin mit dabei sind auch Vertreter der Sponsoren-Firmen.
Der Termin ist auch für Fotografen geeignet.

Bürgerangelegenheiten

Dienstag, 16. August, 19.30 Uhr,

Gaststätte „Goldener Hirsch”, Renatastraße 35

Sitzung des Bezirksausschusses 9 (Neuhausen - Nymphenburg).

Meldungen

Münchner Landwirte setzen auf gentechnikfreie Produktion

(9.8.2005) Auf Grund der Risiken und Haftungsfragen, die mit einem Ein-
satz der Gentechnik in der Landwirtschaft verbunden sind, hat der Bayeri-
sche Bauernverband unter dem Motto „Wir wollen gentechnikfrei bleiben”
im vergangenen Jahr eine Initiative gestartet, an der sich die Landwirte in
München und im Landkreis beteiligen. Der freiwillige Zusammenschluss,
dem auch die städtischen Güter des Kommunalreferates als größter Land-
wirt im Großraum München beigetreten sind, steht auch weiterhin zu die-
ser Aussage. Damit bleibt Münchens Landwirtschaft gentechnikfrei. Das
ist für die Münchner Verbraucherinnen und Verbraucher eine gute Nach-
richt.
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Dass die Stadt Güter unterhält, kommt nicht von ungefähr: Die zahlrei-
chen kommunalen Aufgaben einer Großstadt erforderten schon immer
eine weitsichtige Grundstücksvorratspolitik. Deswegen begann die Stadt
München bereits vor 100 Jahren, landwirtschaftliche Flächen und Betriebe
im Stadtgebiet und dem Umland zu erwerben. Der Münchner Stadtrat be-
fasste sich seit 1999 mit dem Einsatz von Gentechnik in der Landwirt-
schaft und lehnt den Einsatz gentechnisch veränderter Organismen (GVO)
mehrheitlich aufgrund der zahlreichen Unsicherheiten und Haftungsrisiken
ab. Begründet wird diese Selbstverpflichtung damit, dass zu große, nicht
kalkulierbare Risiken wie die unkontrollierte Auskreuzung in der Natur oder
die Entstehung oder Verschärfung gesundheitlicher Gefahren für den Men-
schen auftreten können. Diese wiegen schwerer als die Chancen der Gen-
technik. Das sind in erster Linie die Resistenzbildung der Kulturpflanzen
gegen Krankheiten und Schädlinge, die Optimierung wertvoller Inhalts-
stoffe bis zur besseren Haltbarkeit der Erntefrüchte.
Oberbürgermeister Christian Ude hat deswegen an weitere Grundstücks-
eigentümer und Institutionen appelliert, sich dem Bündnis auf Verzicht gen-
technisch veränderter Organismen anzuschließen. Die Stadt München ver-
wendet auf ihren eigenen bewirtschafteten Flächen und auf den verpach-
teten landwirtschaftlichen Flächen kein gentechnisch verändertes Saatgut
und Futtermittel (zum Beispiel Soja). Das Erzbischöfliche Ordinariat hat in
einem Schreiben an den Oberbürgermeister erklärt, dass auch bei kirchen-
eigenen Flächen die Ausbringung von „GVO” aufgrund der mit der „Grü-
nen Gentechnik” verbundenen Risiken und Probleme ausgeschlossen
wird. Das Evangelisch-Lutherische Dekanat hat mitgeteilt, dass es sich
alsbald mit dieser Thematik befassen wird.
Das Bayerische Umweltministerium hat dagegen in einem Schreiben dar-
auf hingewiesen, dass die Entscheidung zur Ausbringung zugelassener
GVO nach EU-Recht keinen Beschränkungen unterliegt. Der Münchner
Stadtrat beschloss deswegen vor kurzem, die Petition der Vereinigung
europäischer Regionen und des Netzwerks europäischer Umweltorgani-
sationen Friends of the Earth Europe „Gentechnikfreie Regionen und Ge-
biete”, die an die Europäische Kommission gerichtet ist, zu unterstützen.
In der von OB Christian Ude bereits unterzeichneten Petition wird das
Recht lokaler und regionaler Instanzen gefordert, selbst entscheiden zu
können, ob gentechnisch veränderte Pflanzen angebaut werden dürfen
oder nicht.
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Wasserqualität der Badeseen – Messungen vom 1. und 2. August

(9.8.2005) Die mikrobiologischen Untersuchungsergebnisse der Münchner
Badeseen vom 1. und 2. August ergaben sehr gute Ergebnisse. Auch die
Isar zeigte relativ gute Badewasserqualität, an drei der zehn Probenahme-
stellen in München ergaben sich geringe Leitwertüberschreitungen (Hin-
weis: Die Befunde der Würm vom 3. August lagen noch nicht vor).
In der Badesaison 2005 kontrolliert das Referat für Gesundheit und Um-
welt regelmäßig die Wasserqualität der Münchner Badeseen, um die Ba-
degäste vor Infektionsrisiken durch möglicherweise verunreinigtes Bade-
wasser zu warnen und zu schützen – für ein unbeschwertes Badever-
gnügen.
In 14-tägigen Abständen werden die Seen und deren direktes Umfeld einer
eingehenden Besichtigung unterzogen. An 25 ausgewählten Entnahme-
stellen am Fasanerie-See, Feldmochinger See, Langwieder See, Lerchen-
auer See, Luss-See, Riemer Badesee (BUGA-Gelände), Regatta-See und
an der Regatta-Anlage werden Wasserproben entnommen und dem Baye-
rischen Landesamt für Gesundheit und Lebensmittelsicherheit zur mikro-
biologischen Untersuchung zugeleitet.
Die hygienische Bewertung der Untersuchungsergebnisse und somit der
Wasserqualität der beprobten Badeseen orientiert sich daran, ob die nach
der Bayerischen Badegewässerverordnung (BayBadeGewV) geltenden
Grenz- beziehungsweise Leitwerte für bestimmte Indikatorkeime („fäkal-
coliforme Keime”, „gesamtcoliforme Keime”) eingehalten werden.
Die jeweils aktuellen Ergebnisse der mikrobiologischen Untersuchung,
die sich daraus ableitende Bewertung der Wasserqualität sowie notwen-
dige Hinweise für Badegäste können im Internet unter der Adresse
www.muenchen.de/badeseen abgerufen werden, die Telefonnummer der
Infoline Badeseen lautet 2 33-4 78 57 (automatischer Ansagedienst).
Untersuchungsergebnisse vom 1. und 2. August

Die Wasserqualität der überprüften Badeseen entsprach zum Zeitpunkt
der Probenahme den Anforderungen der Bayerischen Badegewässerver-
ordnung (BayBadeGewV). Die Untersuchungsergebnisse und deren Be-
wertung sind in der nachfolgenden Tabelle aufgeführt. Das Referat für
Gesundheit und Umwelt bittet die Münchner Bevölkerung folgendes zu
beachten: Zur Sicherstellung einer einwandfreien Badewasserqualität wird
die Münchner Bevölkerung gebeten, keine Essensreste auf den Liegewie-
sen zu hinterlassen und das bestehende Verbot, Wasservögel zu füttern
und Hunde auf den Liegewiesen frei laufen zu lassen, zu beachten.
Isar

Die Isar ist in München durch die Inbetriebnahme von UV-Desinfektions-
anlagen in den Klärwerken sauberer geworden. Die Leitwerte der EG-Ba-

http://www.muenchen.de/badeseen
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degewässer-Richtlinie wurden wesentlich häufiger eingehalten als vor der
Abwasserdesinfektion, das heißt, das Risiko für Infektionen beim Baden in
der Isar ist geringer geworden. Es bleibt aber ein – wenn auch geringes –
Restrisiko. So ist bei entsprechenden klimatischen Verhältnissen (Stark-
regen im Oberlauf der Isar) doch noch mit einer erhöhten mikrobiellen Be-
lastung zu rechnen. Deshalb müssen sich die Badenden bewusst sein,
dass sie eine gewisse Selbstverantwortung zu übernehmen haben.
Würm

Vorsorglich wird darauf hingewiesen, dass nach der im Stadtgebiet Mün-
chen geltenden Bade- und Bootsverordnung vom 21.12.1976 das Baden in
der Würm insbesondere wegen Sicherheitsbedenken weiterhin verboten
ist.

Freibadegewässer der Landeshauptstadt München –

Mikrobiologische Untersuchungsergebnisse

der Badegewässerproben vom 1. und 2. August

Gewässer Indikatorkeime in 100 ml Bewertung

Fäkal- Gesamt-

coliforme (1) coliforme (2)

Fasanerie-See

Nordufer <30 <30 0
Ostufer <30 <30 0
Südufer 36 36 0
Westufer <30 <30 0
Feldmochinger See

Ostufer <30 <30 0
Südufer/FKK 36 91 0
Nordufer/Auslauf <30 <30 0
Nordufer/Behindertenpl. 73 200 0
Langwieder See

Ostufer <30 <30 0
Nordufer/Auslauf <30 <30 0
Südufer <30 <30 0
Lerchenauer See

Nordufer <30 <30 0
Ostufer 36 36 0
Südufer 36 36 0
Westufer 36 36 0
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Luss-See

Nordufer/Auslauf <30 <30 0
Ostufer/Spielplatz <30 <30 0
Südufer <30 <30 0
Westufer <30 <30 0
Regatta-Anlage

Nordufer <30 <30 0
Südufer <30 <30 0
Regatta-See

Nordufer <30 <30 0
Ostufer <30 <30 0
Riemer See

Südufer <30 <30 0
Nordufer/Badestrand <30 <30 0

Erläuterungen :

(1) Indikatorkeime für fäkale Gewässerbelastung durch Darmbakterien von

Warmblütern

(2) Indikatorkeime für unspezifische Gewässerbelastung Indikatorkeime für

unspezifische Gewässerbelastung

0 Bakteriologisch einwandfrei (keine Grenz- bzw. Leitwertüberschreitung) nach

BayBadeGewV

Fäkalcoliforme < 100 / 100 ml

Gesamtcoliforme < 500 / 100 ml

�   Baden uneingeschränkt empfohlen

L Leitwertüberschreitung

Fäkalcoliforme > 100 bis    2000 / 100 ml

Gesamtcoliforme > 500 bis 10 000 / 100 ml

�   Hinweise auf Gewässerbelastung, Baden noch möglich

G Grenzwertüberschreitung

Fäkalcoliforme >   2 000 / 100 ml

Gesamtcoliforme > 10 000 / 100 ml

�   deutlicher Warnhinweis, vom Baden dringend abzuraten bzw. Badeverbot
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Sozialreferat in eigener Sache

Interkulturelle Stelle äußert sich nicht

zu den Lehrplänen der Deutsch-Islamischen Schule

(9.8.2005) In dem Artikel „Verfassungsfeinde in Freimann? Deutsch-Islami-
sche Grundschule soll geschlossen werden“ im Münchner Merkur vom
6./7. August 2005 wurde Dr. Margret Spohn von der Stelle für interkultu-
relle Arbeit im Sozialreferat mit der Aussage zitiert: „Die Lehrpläne ent-
halten überhaupt nichts Bedenkliches“. Dazu stellt das Sozialreferat fest:
Dr. Margret Spohn hat sich weder über die Unbedenklichkeit der Lehrpläne
im Kindergarten noch in der Schule geäußert. Thema des Interviews war
vielmehr die Zusammenarbeit der Stelle für interkulturelle Arbeit mit dem
muslimischen Kindergarten. Die Leiterin des Kindergartens hat zum Bei-
spiel bei mehreren Tagungen über die erfolgreiche bi- und trilinguale Erzie-
hung der Kinder berichtet. Auch über eine mögliche Verquickung des Träger-
vereins mit der Islamischen Gemeinschaft Deutschlands e.V. ( IGD) hat
sich Margret Spohn nicht geäußert. Diese Frage, so Spohn, könne nur der
Verfassungsschutz beantworten.
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Antworten auf Stadtratsanfragen
Dienstag, 9. August 2005

Einsparungen beim Sozialreferat

Anfrage Stadtrats-Mitglieder Gisela Oberloher und Hans Wolfswinkler
(CSU) vom 31.5.2005

Antwort Sozialreferent Friedrich Graffe:

Ihre Anfrage bezieht sich auf die Stadtratsbeschlüsse des Kinder- und Ju-
gendhilfeausschusses vom 26.04.2005 und des Sozialausschusses vom
03.05.2005. Das Einsparkonzept des Sozialreferates sieht unter anderem
vor, bei der Belegungssicherung zwei Stellen einzuziehen.
Hierbei handelt es sich um eine Stelle des Ermittlungsdienstes und eine
Stelle beim Änderungsdienst für die Wohnungsdatei.

Frage 1:

Führt die Verminderung der Kontrolldichte zu Mehrausgaben des Referates
über Missbrauchsfälle und Falschbehandlung von Grenzfällen?

Antwort:

Die Planstelle bei der Wohnungsdatei, Änderungsdienst, kann eingespart
werden, weil durch interne Organisationsmaßnahmen der Aufgabenum-
fang reduziert werden konnte. Ausschlaggebend dafür ist besonders auch
das neue EDV-Programm WIM. Bis zum Datentransfer von der derzeit ak-
tuellen Wohnungsdatei in die Wohnungsdatei WIM ist deshalb diese Ein-
sparmaßnahme ausgesetzt.
Insofern ist die Frage 1 mit nein zu beantworten.

Die Einsparung der Stelle im Ermittlungsdienst führt nicht zu einer erhebli-
chen Verminderung der Kontrolldichte. Eine Rolle für die Einsparentschei-
dung hat die Tatsache gespielt, dass hier nicht ausschließlich Aufgaben
des Sozialreferates erledigt wurden sondern in letzter Zeit, zwar mit ab-
nehmender Tendenz, Wohnungsermittlungen für das Kreisverwaltungsrefe-
rat im Zusammenhang mit den Entscheidungen zum Familiennachzug.
Weil diese Aufgabenstellung im Rahmen der Amtshilfe künftig nicht gänz-
lich entfallen kann – hier darf auf die Antwort zu Frage 3 verwiesen wer-
den – muss mit dem Kreisverwaltungsreferat ein Kostenausgleich zur Ent-
lastung des Personalhaushaltes des Sozialreferates gefunden werden.
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Die Kontrolldichte nimmt nur unwesentlich ab, da sich die Anzahl der Er-
mittlungen vor Ort tatsächlich nicht erheblich verringert, weil sich bei glei-
cher Auftragslage lediglich die Erledigung verzögert.

Die Belegungskontrolle für die öffentlich geförderten Wohnungen (Sozial-
wohnungen) wird angestoßen durch planmäßige Meldungen anderer städ-
tischer Dienststellen, durch Protokolle aus EDV-Programm-Läufen sowie
schriftliche oder telefonische Meldungen von Mieterinnen und Mietern und
Vermietern.
Die Anzahl der Sozialwohnungen ist im Laufe der Zeit durch reguläre Til-
gungen der Wohnungsbaudarlehen (Bindungsablauf) zurückgegangen; die
Personalstärke der Belegungskontrolle wurde laufend angepasst. Aktuell
stehen zur Aufgabenerledigung folgende Planstellen zur Verfügung: Zwei
Teams mit je einer Teamleiterin und je 1,5 Sachbearbeitungsplanstellen und
ein Team mit einer geteilten Teamleitung mit zwei Vollzeit-Sachbearbei-
tungsplanstellen.

Diese Planstellen sichern die Kontrolldichte in ausreichendem Maße. Nach
Auffassung des Sozialreferates kann nur von einer unwesentlichen Ver-
minderung der Kontrolldichte die Rede sein; Mehrausgaben des Referates
wegen Missbrauchsfällen und Falschbehandlung von Grenzfällen sind des-
halb nicht zu befürchten.

Frage 2:

Erhöhen sich hierdurch soziale Spannungen mit den Nachbarn durch Nicht-
einhaltung der Belegungsrichtlinien und Missbrauchsfälle?

Antwort:

Die Einsparung der beiden Planstellen beim Ermittlungsdienst und beim
Änderungsdienst haben weder die Nichteinhaltung der Belegungsrichtlini-
en noch eine Erhöhung der Missbrauchsfälle zur Folge. Auf die Ausführun-
gen zu Frage 1 darf verwiesen werden. Insofern ist hierdurch die Erhöhung
sozialer Spannungen mit den Nachbarn nicht zu erwarten.

Frage 3:

Muss das Kreisverwaltungsreferat nun Anträge auf Familiennachzug ver-
stärkt ablehnen oder längere Bearbeitungszeiten in Aussicht stellen?

Antwort:

Zu dieser Frage nimmt das Kreisverwaltungsreferat wie folgt Stellung:
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Voraussetzung für einen Familiennachzug zu ausländischen Staatsange-
hörigen ist unter anderem, dass ausreichender Wohnraum zur Verfügung
steht (§ 29 Abs. 1 Nr. 2 i. V. m. § 2 Abs. 4 AufenthG).
Im Jahr 2004 hat das Amt für Wohnen und Migration, Sachgebiet Wohn-
raumüberwachung, vom Kreisverwaltungsreferat, Ausländerbehörde, 193
Aufträge zur Wohnraumüberprüfung erhalten. Eine Wohnraumüberprüfung
wird nur vorgenommen, wenn seitens der Ausländerbehörde Verdachts-
momente vorliegen, dass möglicherweise der Wohnraum nicht ausrei-
chend ist oder z. B. die Anzahl der qm-Zahl auf dem Mietvertrag hand-
schriftlich ergänzt oder verändert wurde.
Die Ausländerbehörde kann in den genannten Zweifelsfällen über den An-
trag auf Familiennachzug nicht entscheiden, solange das Ergebnis der
Wohnraumüberprüfung nicht vorliegt. Selbstverständlich werden aber kei-
ne Anträge nur deswegen abgelehnt, weil sich die Überprüfung verzögert.
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